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KURZ KOMMENTIERT

Autoabgase

Problem vertagt

A ls  der EG-Umweltrat Im März ein gemeinsames Vor­
gehen zur Reduzierung der Autoabgase beschloß, hat­
te die Bundesregierung nach den Worten ihres Innenmi­
nisters einen Durchbruch für den Umweltschutz in ganz 
Europa erzielt. Zwar fehlten noch konkrete Abgaswerte, 
aber zumindest sei man sich einig, daß die europäi­
schen Werte den strengen US-Normen gleichwertig 
sein müßten. Tatsächlich aber, so wird jetzt immer deut­
licher, hat die Bundesregierung für die Abstriche an ih­
rer Ausgangsposition eine Leerformel eingetauscht. Bei 
dem Versuch, die Euronorm zu definieren, traten die im 
März mit der gemeinsamen Erklärung zugedeckten Ge­
gensätze wieder deutlich hervor. Das Abgasproblem 
wurde nicht gelöst, sondern nur vertagt.

Der jetzt vorgelegte Kommissionsvorschlag wird von 
allen Seiten hart kritisiert. Für die Bundesrepublik sind 
die vorgeschlagenen Normen nicht einschneidend ge­
nug, die anderen drei autoproduzierenden Länder da­
gegen halten sie für viel zu streng. Wenn es vor dem 
1. Juli zu keiner Einigung kommt, müßte die Bundesre­
gierung, will sie glaubwürdig bleiben und ihr Steuerkon­
zept nicht gefährden, Abgaswerte im Alleingang festle­
gen. Dann wäre allerdings mit Gegenmaßnahmen der 
anderen Länder zu rechnen. Die Bundesregierung 
könnte daher versucht sein, einem Kompromiß auf Ba­
sis des Kommissionsvorschlags zuzustimmen -  der 
wahrscheinlich den Katalysator für Fahrzeuge bis 2 I 
Hubraum überflüssig machen würde -  und das Ergeb­
nis als „gleichwertig“ zu bezeichnen. Mit dem Katalysa­
tor würde jedoch auch die Begründung für die steuerli­
che Förderung abgasarmer Autos -  die höheren An­
schaffungskosten -  entfallen. Die von Anfang an wenig 
glückliche Umweltpolitik in Sachen Auto hätte bei dieser 
Lösung des Katalysatorproblems ihre Glaubwürdigkeit 
endgültig verspielt. ma

EG

Rückkehr zum Mehrheitsprinzip?

D ie  EG-Kommission fordert, daß sich die EG-Regie- 
rungschefs auf ihrer Mailänder Sitzung Ende Juni auf ei­
nen „Vetoverzicht“ im Ministerrat verständigen. Dabei 
geht es um eine grundsätzliche Entscheidung zum
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Wohle der Gemeinschaft; denn die sich nach der „Lu­
xemburger Erklärung“ von 1966 ausbreitende Kon­
senspraxis hat im gemeinschaftlichen Interesse not­
wendige Entscheidungen oft nicht nur verzögert, son­
dern verhindert.

Dabei war das Prinzip der Mehrheitsabstimmung, an­
ders als häufig fälschlich behauptet, durch den „Luxem­
burger Kompromiß“ keineswegs abgeschafft worden. 
Die Erklärung zeigt, daß die französische Auffassung, 
nach der Erörterungen in Fällen von „sehr wichtigem In­
teresse“ bis zum einstimmigen Einvernehmen fortge­
setzt werden müßten, von den übrigen fünf damals nicht 
akzeptiert wurde, so daß der „Kompromiß“ die Erhal­
tung bestehenden Vertragsrechts bedeutete.

Wenn es dennoch zur De-facto-Abkehr vom Mehr­
heitsprinzip kam, dann deswegen, weil Frankreich -  
dem Geiste des EWG-Vertrages zuwider -  aufgrund 
seiner prinzipiellen Haltung gegenüber dem Mehrheits­
prinzip „Stimmsolidarität“ mit Ländern übte, die „sehr 
wichtige Interessen“ -  oft aus engstirnigen Nationalin­
teressen -  geltend machten, so daß qualifizierte Mehr­
heiten nur schwer erreichbar waren. Selbst wo solche 
Interessen nicht bestanden und der Vertrag Mehrheits­
entscheidungen vorsah, wurde nach dem Einstimmig­
keitsprinzip entschieden (Ausnahme: Haushaltsbe­
reich), eine Entwicklung, die den jeweiligen Präsident­
schaften anzulasten ist.

Es ist zu hoffen, daß man nun endlich zum Vertrag zu­
rückkehrt und damit dem Mehrheitsprinzip in allen vor­
gesehenen Fällen zum Durchbruch verhilft. Schließlich 
hat man im Haushaltsbereich, wo es immerhin um Geld 
geht, die Mehrheitsabstimmung erfolgreich vorexer­
ziert. kr

Airbus

Durchbruch am US-Markt?

Anläßlich der Eröffnung des 36. internationalen Luft­
fahrtsalons gab Airbus-Industries bekannt, daß Pan Am 
den bereits im September 1984 abgeschlossenen Vor­
vertrag über den Kauf von 28 Airbussen im Wert von 1,1 
Mrd. $ in eine Festbestellung umgewandelt hat. Außer­
dem nahmen die Amerikaner Optionen für weitere 47 
Flugzeuge. Nach dem Verkauf von 34 Airbussen an Ea- 
stern Airlines im Jahre 1977 ist das der zweite große Ab­
schluß mit einer amerikanischen Fluggesellschaft. Auch

269



KURZ KOMMENTIERT

diesmal erhoffen sich die europäischen Flugzeugbauer 
den Durchbruch am wichtigen amerikanischen Markt.

Es kann sicher als großer Erfolg im -  in der Zukunft 
wohl härter werdenden -  Kampf um Marktanteile ver­
bucht werden, wenn ein derart traditionsreiches und be­
deutendes Unternehmen wie Pan Am, das bisher fast 
ausschließlich Flugzeuge des Konkurrenten Boeing 
flog, als Großkunde gewonnen werden kann. Ob sich 
ein solcher Erfolg jedoch wiederholen läßt, hängt nicht 
nur von der unbezweifelbar hohen Qualität des Airbus­
ses ab, sondern auch von den gebotenen Konditionen. 
Zwar betont Airbus-Industries, der Verkauf erfolge zu 
„normalen kommerziellen Bedingungen“ , doch deuten 
einige Anzeichen darauf hin, daß diese für den Käufer 
recht günstig sind. Zum ersten konnte Pan Am 12 Air­
busse, die in Toulouse „auf Halde“ standen, bis zur 
Auslieferung der gekauften Maschinen billig leasen und 
so die dringend nötige Erneuerung der veralteten Flotte 
sofort in Angriff nehmen. Zum zweiten wurde bekannt, 
daß Pan Am von Airbus-Industries „unter bestimmten 
Bedingungen“ eine Finanzierungsgarantie verlangen 
könne.

Angesichts der immer noch mißlichen Situation der 
amerikanischen Fluggesellschaft, die 1984 einen Ver­
lust von 206 Mill. $ und im ersten Quartal dieses Jahres 
von 140 Mill. $ machte, könnte diese Klausel noch zu ei­
ner erheblichen Belastung für Airbus-Industries führen, 
die dann letztlich wieder von den europäischen Steuer­
zahlern zu tragen wäre. wei

EG -  RGW

Erneutes Angebot

D ie  ersten -  erfolglosen -  Gespräche zwischen der Eu­
ropäischen Gemeinschaft und dem Rat für Gegenseiti­
ge Wirtschaftshilfe über eine vertragliche Regelung der 
gegenseitigen handelspolitischen Beziehungen hatten 
vor nunmehr zehn Jahren stattgefunden. Auch weitere 
Gespräche waren seitdem ohne Ergebnis geblieben, 
nicht zuletzt deshalb, weil von seiten der EG stets die 
fehlende handelspolitische Kompetenz des RGW als 
entscheidendes Hemmnis für eine vertragliche Rege­
lung dargestellt wurde. Und daran hat sich in westlichen 
Augen im Prinzip nichts geändert.

Dennoch wurde nun von dem neuen Kreml-Chef Gor­
batschow ein neuerlicher Vorstoß in Richtung auf die 
Aufnahme wirtschaftlicher und vor allem auch politi­
scher Beziehungen zwischen der EG und dem RGW 
unternommen. Auch wenn Gorbatschow keinen Hehl 
daraus macht, daß seine Verhandlungsbereitschaft mit
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der Institution EG mit dem Wunsch zusammenhängt, 
angesichts der drohenden Verwirklichung des amerika­
nischen SDI-Programms eine bessere gesamteuropäi­
sche Verständigung herbeizuführen, sollte die EG die­
ses erneute Angebot nicht wieder mit den alten Vorbe­
halten ungeprüft zurückweisen. Der sich abzeichnende 
binnenwirtschaftliche Reformkurs Gorbatschows und 
dessen neuer Führungsstil machen es nicht unwahr­
scheinlich, daß auch im Bereich der außenwirtschaftli­
chen Beziehungen einige starre Positionen aufgegeben 
werden sollen. Eine vertragliche handelspolitische Re­
gelung könnte durchaus zum beiderseitigen Nutzen 
sein, wenn sie zu einem wieder dynamischeren Ent­
wicklungstempo im Ost-West-Handel beiträgt. pp

OPEC

Sechste Krise

Z u  ihrem 25jährigen Jubiläum im September hat sich 
die OPEC das Motto „Stabilität durch Kooperation“ ge­
geben. Schon Ende Juni werden die Mitgliedsländer auf 
der kurzfristig einberufenen Genfer Krisensitzung Gele­
genheit haben, danach zu handeln; denn die Organisa­
tion sieht sich -  wie aufmerksame Beobachter gezählt 
haben -  in der sechsten Preiskrise seit 1981, dem Jahr 
mit den bislang höchsten Ölpreisen.

Nach dem mühsam ausgehandelten Kompromiß von 
Ende Januar ist die Lage für die OPEC nicht einfacher 
geworden. Obwohl die Förderung der Mitgliedsländer 
insgesamt in diesem Jahr bisher wohl ziemlich genau 
der vereinbarten Höchstmenge von 16 Mill. Barrel pro 
Tag entspricht, liegen die Preise an den Spotmärkten 
mittlenweile um 1,50 $ unter den offiziellen Verkaufs­
preisen der OPEC. Mit einer Belebung der Nachfrage in 
der zweiten Jahreshälfte wird auch innerhalb der Orga­
nisation nicht gerechnet.

Der Angebotsüberhang wäre noch größer, wenn Sau­
di-Arabien nicht wieder die Förderüberschreitungen an­
derer Mitgliedsländer ausgeglichen und seine Produk­
tion auf täglich 2,5 bis 3 Mill. Barrel zurückgefahren hät­
te. Allerdings scheint Saudi-Arabien nun nicht länger 
bereit zu sein, diese Bürde zu tragen. Die Forderung 
nach mehr Disziplin und nach einer Preissenkung für 
schwere Ölsorten verspricht hitzige Debatten und lang­
wierige Verhandlungen in Genf. Angesichts des Über­
angebots am ölm arkt, das bis dahin durch eine abwar­
tende Haltung der Ölimporteure noch verstärkt werden 
dürfte, könnten sich die OPEC-Länder sogar gezwun­
gen sehen, eine generelle Preissenkung zu beschlie­
ßen. km
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